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„Die Tatsache, daß es verschiedene Sprachen gibt, ist die 
unheimlichste Tatsache der Welt. Sie bedeutet, daß es 
für dieselben Dinge verschiedene Namen gibt; und man 
müßte daran zweifeln, daß es dieselben Dinge sind.“

Elias Canetti, Die Provinz des Menschen





Vorwort

Sprachenprobleme stellen sich überall im Recht. Das Zivilrecht bildet hiervon 
keine Ausnahme. Die Frage, was gelten soll, wenn Privatrechtssubjekte Verträ-
ge schließen und es dabei zu sprachenbedingten Mißverständnissen kommt, ist  
bislang nicht befriedigend geklärt. Es hat in der Vergangenheit nicht an Versu-
chen gefehlt, pauschale und einfache Lösungen für das Problem des sog. 
„Sprachrisikos“ zu fi nden. Das überzeugt indessen nicht. Die Frage nach der 
wertenden Verteilung sprachenbedingter Verständnisdefi zite verlangt nach 
differenzierenden Lösungen im Rahmen der geltenden Zivilrechtsdogmatik. 
Die vorliegende Untersuchung, die vom Fachbereich Rechts- und Wirtschafts-
wissenschaften der Johannes Gutenberg-Universität im Sommersemester 2008 
als Habilitationsschrift angenommen wurde, unternimmt den Versuch einer 
geschlossenen Darstellung der bedeutsamsten der im Vertragsrecht auftreten-
den Sprachenfragen einschließlich der zugehörigen gemeinschaftsrechtlichen 
und internationalprivatrechtlichen Vorfragen sowie der rechtssystematischen 
Grundlagen.

Besonderer Dank gilt meinem hochverehrten akademischen Lehrer, Herrn 
Professor Dr. Meinrad Dreher, LL.M., für zehn Jahre fruchtbarer Zusammen-
arbeit und der intensiven Förderung. Herrn Professor Dr. Peter Huber, LL.M. 
habe ich für seine Bereitschaft zu danken, das Zweitgutachten ungeachtet 
des beträchtlichen Manuskriptumfangs zu übernehmen und zügig anzuferti-
gen. Herrn Professor Dr. Dr. h.c. Dr. h.c. Horst Konzen danke ich für seine 
langjährige ungebrochene Diskussionsbereitschaft und für viele wertvolle Rat-
schläge.

Die Mainzer Jahre wären nicht eine so große Bereicherung gewesen, wenn 
mich nicht eine ganze Reihe von Freunden und Kollegen über lange Zeit hinweg 
auf vielfältige Weise unterstützt hätten. Dies gilt zunächst für meine Kollegen  
am Lehrstuhl von Prof. Dreher Dr. Michael Adam, Dr. André Görner, Ref. iur. 
Hendrik Häußler, Ref. iur. Jens Hoffmann, Ref. iur. Martin Lange, Ass. iur. 
Johannes Schmidt und Dr. Stefan Thomas; außerdem für zahlreiche weitere 
Mitarbeiter und Hilfskräfte, die ich dort über einen langen Zeitraum kennen-
lernen durfte. Es betrifft weiter meine Kollegen am ehemaligen Mainzer „Nach-
barlehrstuhl“ von Prof. Dr. Mathias Habersack, denen ich freundschaftlich 
verbunden bin, namentlich Frau Dr. Angela Koch, Prof. Dr. Jan Schürnbrand, 
Prof. Dr. Dirk Verse und Dr. Christian Mayer. Hervorhebung verdienen ferner 
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meine Freunde Ass. iur. André Barth, Dr. Robert Schmidt, LL.M. und Dr. Erik 
Kießling. Schließlich bedanke ich mich bei meinen Eltern Hannelore und Hel-
mut Kling sehr herzlich für ihre große Unterstützung.  Ihnen ist dieses Buch 
gewidmet.

Mainz, im September 2008 Michael Kling

Vorwort
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